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ZUM ENTWURF DER  

FÜNFTEN ÄNDERUNG DES  

LANDESPLANUNGSGESETZES NRW 

LT-DRS. 18/10884 

 

 

Der LEE NRW ist der Zusammenschluss der Erneuerbare-Energien-Branche 

in Nordrhein-Westfalen. Wir bedanken uns für die Aufforderung zur Abgabe 

einer schriftlichen Stellungnahme im erneuten Verfahren zur Änderung des 

Landesplanungsgesetzes (LPlG). In diesem Zusammenhang verweisen wir 

auf unsere bisher zu dieser Thematik eingereichten Stellungnahmen 18/1336 

und 18/1461. 

 

1. Rechtliche Einschätzung  

 

Der Wille nach einer räumlichen Steuerung des Zubaus der Windenergie ist 

aus unserer Sicht nachvollziehbar. Mit dem Windenergieflächenbedarfsge-

setz (WindBG) ist auch der Bundesgesetzgeber diesem Ansatz gefolgt und 

hat die Länder dazu verpflichtet, im Schnitt zwei Prozent ihrer Landesfläche 

für die Windenergie auszuweisen. Nach Erreichen dieses Ziels entfällt die Au-

ßenbereichsprivilegierung des § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB für neue Windener-

gieanlagen außerhalb der in den Regionalplänen oder in kommunalen Flä-

chennutzungsplänen ausgewiesenen Windenergiegebiete, sofern es sich 

nicht um Repowering-Projekte i. S. v. § 16 b Abs. 1 und 2 BImSchG handelt. 

Damit soll eine positive Steuerungswirkung erreicht werden, indem Anreize 

für Vorhabenträger geschaffen werden, innerhalb der regelmäßig als 
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Beschleunigungsgebiete geltenden Flächen (mit entsprechenden Vereinfachungen im Genehmigungs-

verfahren) zu planen.  

Der Entfall der Außenbereichsprivilegierung ist allerdings ausdrücklich nicht gleichzusetzen mit einer Aus-

schlusswirkung entsprechend § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB, da es sich explizit um Mindestflächenziele 

handelt, die durch darüber hinausgehende Ausweisungen sowohl durch die regionalen Planungsträger 

als auch durch Kommunen ergänzt werden dürfen und sollen (§ 249 Abs. 4 BauGB). Dieser Unterschied 

gegenüber bisherigen Konzentrationszonenplanungen mit ihrem negativen Steuerungskonzept der Aus-

schlusswirkung ist Teil des planerischen Paradigmenwechsels, in dem ein Wechsel von einer Negativ- 

hin zu einer Positivplanung vollzogen wird.1  

 

Um sein Flächenziel umzusetzen, hat das Land Nordrhein-Westfalen die zweite Änderung des Landes-

entwicklungsplans (LEP) durchgeführt und das Flächenziel auf die sechs Planungsregionen umgelegt. 

Dieser Prozess ist aus unserer Sicht sinnvoll, sollte aber mit der notwendigen Sorgfalt durchgeführt wer-

den, um auch zielführend zu sein. Denn nur, wenn die Pläne tatsächlich für moderne Windenergieanlagen 

nutzbare Flächen enthalten, ist diese planerische Ausweisung der Energiewende zuträglich. Ein schneller 

Abschluss der Verfahren ist – unter dieser wichtigen Voraussetzung – zu begrüßen. 

 

Bis zum Inkrafttreten der Regionalpläne gilt das etablierte Rechtsregime, durch das die Windenergie im 

Außenbereich privilegiert ist, sofern (unter anderem) öffentliche Belange dem nicht entgegenstehen. Eine 

Steuerungsmöglichkeit für den sogenannten Übergangszeitraum, also bis zum Inkrafttreten der Regio-

nalpläne, sieht der Bundesgesetzgeber allerdings ausdrücklich nicht vor. Er hat die Länder auch nicht 

dazu ermächtigt, eine entsprechende Regelung zu fassen.  

 

Durch die Aufnahme des Ziels 10.2-13 in den LEP bzw. die Einführung des § 36 Abs. 3 LPlG hat der 

Landtag eben eine solche Norm geschaffen: Bezirksregierungen können Immissionsschutzbehörden im 

Einzelfall anweisen, Genehmigungsverfahren – auch rückwirkend – für bis zu ein Jahr auszusetzen, wenn 

ein Verfahren zur Aufstellung oder Änderung eines Regionalplans mit dem Ziel der Ausweisung von Wind-

energiegebieten durchgeführt wird und zu befürchten ist, dass die Durchführung der Planung durch das 

Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert werden würde. Unter welchen Voraussetzungen 

dieser Fall eintritt, lässt das LPlG allerdings offen, wie auch das OVG in seinem Beschluss vom 

26.09.2024 betont.2 Vielmehr wird der Planungsprozess, den § 36 Abs. 3 LPlG schützen will, durch die 

Genehmigung von Windenergieanlagen außerhalb der in den Regionalplanentwürfen vorgesehenen Flä-

chen überhaupt nicht tangiert, wie sich schon aus § 249 Abs. 6 Satz 2 BauGB ergibt.3  

 

In seinem Urteil vom 16.02.2024 (Az. 22 D 150/22.AK) sowie dem Beschluss vom 26.09.2024 (Az. 22 B 

727/24.AK) hat das Oberverwaltungsgericht deutlich gemacht, dass die massenhafte Aussetzung von 

Genehmigungsverfahren rechtswidrig ist. Darüber hinaus ist die Regelung nicht mit dem Bundesrecht 

_______ 

1 Vgl. OVG-Beschluss vom 26.09.2024, Az. 22 B 727/24.AK, Rn. 49, 51. 
2 Vgl. OVG -Beschluss vom 26.09.2024, Az. 22 B 727/24.AK, Rn. 74, 76 
3 Vgl. OVG NRW aaO., Rn. 54 
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vereinbar und es fehlen dem Land die Regelungskompetenzen, um überhaupt eine entsprechende Norm 

in Kraft zu setzen.  

 

Aus Sicht des LEE NRW ist das Land deshalb schon aus rechtsstaatlichen Gründen aufgefordert, § 36 

Abs. 3 LPlG aufzuheben. 

 

2. Politische Einschätzung 

 

Auch aus einer politischen Perspektive ist § 36 Abs. 3 LPlG zu kritisieren, da dadurch – auch in der 

Bevölkerung – erhebliche Verunsicherungen geschaffen wurden. Grundsätzlichen Einwendungen und 

Bedenken, die im Zuge der vierten Änderung des LPlG geäußert wurden, entgegnete die Koalition, dass 

die Regelung nur im Einzelfall und nicht bei erteiltem kommunalen Einvernehmen Anwendung finden 

werde. Auch deutete die Landesregierung nach dem OVG-Beschluss vom 26.09.2024 an, dass keine 

Aussetzungsbescheide mehr erteilt werden sollten und forderte die Bezirksregierungen per Erlass dazu 

auf, bereits erteilte Aussetzungsbescheide zu überprüfen. 

Tatsächlich stellen sich diese Punkte anders dar: 

 

„Einzelfallregelung“ 

Das geänderte Gesetz trat am 12.06.2024 in Kraft und innerhalb weniger Woche wurden – zu einem weit 

überwiegenden Teil durch die Bezirksregierung Arnsberg – rund 80 Aussetzungsbescheide erteilt. Die 

Verwendung von „flächendeckend eingesetzten nahezu identischen Textbausteine[n]“ (OVG-Beschluss 

vom 26.09.2024, Rn. 42) unterstreicht das Scheitern dieses Ansatzes.  

 

„Kommunales Einvernehmen“ 

Im Gesetzgebungsverfahren äußerten Abgeordnete der Koalition, dass eine Aussetzung nur dann statt-

finden werde, wenn kein kommunales Einvernehmen erteilt worden sei.  Auch der Erlass des MWIKE 

vom 17.05.2024 zur Einführung des § 36 Abs. 3 LPlG stellt klar: „Windenergieplanungen, die im Einver-

nehmen mit den Kommunen erfolgen, … können im Hinblick auf das Gegenstromprinzip und die Berück-

sichtigung kommunaler Windenergieplanungen nach LEP Grundsatz 10.2-9 regelmäßig nicht Regelungs-

gegenstand einer landesplanerischen Aussetzung sein“. In mehreren Fällen allerdings kam es trotz er-

teilten gemeindlichen Einvernehmens zu Aussetzungen. 

 

„Weitere Aussetzungsbescheide“ 

Trotz des deutlichen Hinweises durch das OVG NRW sind auch nach dessen Beschluss weiterhin Aus-

setzungsbescheide erteilt worden, so etwa in den Kreisen Paderborn und Höxter (jeweils durch die Be-

zirksregierung Detmold).  
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3. Fazit 

 

Der LEE NRW empfiehlt dem Landtag, den vorliegenden Antrag anzunehmen und § 36 Abs. 3 LPlG 

abzuschaffen. 

 

Der LEE NRW empfiehlt darüber hinaus der Landesregierung, die in Aufstellung befindlichen Regio-

nalpläne kritisch zu überprüfen und die Regionalplanungsbehörden dahingehend zu beraten, dass die 

entsprechenden Plankonzepte abwägungsgerecht sind. Hinsichtlich des Konzepts der 19. Änderung des 

Regionalplans Arnsberg (Teilabschnitt Soest/ Hochsauerlandkreis) meldet das OVG NRW grundsätzliche 

Bedenken an.4 Es muss auch vor dem Hintergrund der gewünschten Steuerungswirkung im Interesse 

des Landes sein, dass die Regionalpläne rechtssicher sind und dass die enthaltenen Windenergieberei-

che tatsächlich, gerade auch mit Blick auf Höhenbeschränkungen, für moderne Windenergieanlagen 

nutzbar sind. Nur so kann sichergestellt werden, dass durch die gewählte Methode zur Umsetzung des 

Flächenziels auch der Intention des Bundesgesetzgebers Rechnung getragen und der Ausbau der Wind-

energie erleichtert und beschleunigt wird.  

_______ 

4 Vgl. OVG-Beschluss vom 26.09.2024, Az. 22 B 727/24.AK, Rn. 78–80 


